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HAUPTSATZUNG

des Rhein-Lahn-Kreises
vom 17. Juni 2024

Der Kreistag hat aufgrund

der8811b, 12, 17, 18, 20, 25, 27, 27 a, 37, 38, 41, 44, 49a, 57 und 58 der Landkrei-
sordnung (LKO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBI. S. 188), in der zuletzt
gultigen Fassung und

der 88 2 und 3 der Landesverordnung zur Durchfihrung der Landkreisordnung (LKO
DVO) vom 21. Februar 1974 (GVBI. S. 102), in der zuletzt gultigen Fassung und

des § 8 des Landesgesetzes Uber das 6ffentliche Gesundheitswesen (OGdG) vom 17.
November 1995 (GVBI. S. 485), in der zuletzt gultigen Fassung und

der 88 2, 3, 4, 5, 7 und 15 der Landesverordnung Uber die Aufwandsentschadigung fur
kommunale Ehrenamter (KOMAEVO) vom 27. November 1997 (GVBI. S. 435), in der
zuletzt gultigen Fassung und

des 8 3 der Landesverordnung tber Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte des offentli-
chen Gesundheitsdienstes (EbOGdVO) vom 27. Februar 1997 (GVBI. S. 95), in der
zuletzt gultigen Fassung und

der 88 7, 9 und 10 der Landesverordnung uber die Besoldung und Dienstaufwands-
entschadigung der hauptamtlichen kommunalen Wahlbeamten auf Zeit (Kommunal-
Besoldungsverordnung -LKomBesVO-) vom 15. November 1978 (GVBI. S. 710), in der
zuletzt gultigen Fassung und

der 88 8, 10 und 11 der Feuerwehr-Entschadigungsverordnung vom 12. Mérz 1991
(GVBI. S. 85), in der zuletzt glltigen Fassung und

des 8§ 25 des Landeskrankenhausgesetzes (LKG) vom 28. November 1986 (GVBI. S.
342), in der zuletzt giltigen Fassung und

der 88 3 bis 9 des Landesreisekostengesetzes vom 24. Marz 1999 (GVBI. 1999, 89)
sowie der Landesverordnung Uber die Wegstrecken- und Mithnahmeentschadigung
nach § 6 des Landesreisekostengesetzes vom 7. Dezember 1999 (GVBI. 1999, 444)
in den jeweils gultigen Fassungen
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der Ziff. 6 der Verwaltungsvorschrift zu § 23 der Gemeindehaushaltsverordnung vom
17. Januar 2017, Ministerialblatt der Landesregierung von Rheinland-Pfalz vom 28.
Februar 2017

in seiner Sitzung am 17. Juni 2024 folgende Satzung beschlossen, die hiermit 6ffent-
lich bekannt gemacht wird.

§ 1 Offentliche BEKANNIMACNUNG............cuiiieiiieie e ctie ettt ettt ae et 3
8 2 EINIAUNGSTIISTEN ... 4
8 3 AUSSCNUSSE AES KIEISTAGES. ... .ccciiiieiiiiee e e e e et e e e e e e e ar e 4
§ 4 AIRESTEINTAL .....c.veeveeeieieie ettt ettt e ettt e e e et e et e e be et e e e sbseebeeebeensesnsearsesaeenreense e 5
§ 5 Ubertragung von Aufgaben des Kreistages auf AUSSChUSSE ........c..ccccvevvveeereeiiveeeennnne. 5
8§ 6 Umschreibung des Begriffs der laufenden Verwaltung .........ccccooovvvveiiiiiiiini e, 7
A =TS oT=TTo [=To] o [ o 1= (= TR 8
8 8 GESCAMSDEIBICNE. ...t 8
8 9 Aufwandsentschadigung der Mitglieder des Kreistages.......cccovvveeeviveeiiiiiiii e, 8
8 10 Aufwandsentschadigung fur Mitglieder von Ausschissen..............ccvveeeeieeeeiieiiiinnnnn. 10
§ 11 Entschadigung fur Mitglieder des Beirates fur Migration und Integration.................. 10
8§ 12 Aufwandsentschadigung der ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten..............cccc.uue.... 11
§ 13 Dienstaufwandsentschadigung der Landratin/des Landrats...........ccccceevveevvvveeninnnnnn. 12
8 14 Aufwandsentschadigung fur Feuerwehr- und Katastrophenschutz ..............ccc......... 12
§ 15 Aufwandsentschadigung fur die Kreisjagdmeisterin/den Kreisjagdmeister............... 14
8 16 Aufwandsentschadigung fur Patientenflrsprecher*innen............cccccoeeeeeieeeiiiiiiiinnnnn. 14

§ 17 Aufwandsentschadigung fur Ehrenbeamt*innen im 6ffentlichen Gesundheitsdienst 14
§ 18 Aufwandsentschadigung fur die/den Leiter*in des Kreismedienzentrums ................ 14

§ 19 Erstattung von Barauslagen, Fahrtkosten und Zahlung einer Verpflegungspauschale
fur die/den kommunale(n) Beauftragte(n) fir Menschen mit Behinderungen fiir den Rhein-
= L o T =T SRS 15

LI O a1z 1L (=10 o 1T 15
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§ 1 Offentliche Bekanntmachung

(1) Offentliche Bekanntmachungen des Landkreises erfolgen, soweit durch eine
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, im Amtsblatt des Rhein-Lahn-Kreises.
Die Erscheinungsweise erfolgt nach Bedarf. Das Amtsblatt wird im Kreishaus, Insel
Silberau 1, 56130 Bad Ems, an der Information ausgelegt.

Das Amtsblatt wird zusatzlich im Internet unter folgender Adresse verdffentlicht:
https://www.rhein-lahn-kreis.de/amtsblatt. Es besteht die Mdglichkeit, durch einen
Newsletterbezug einen Hinweis auf neue elektronische Veréffentlichungen zu erhal-
ten.

(2) Karten, Plane oder Zeichnungen und damit verbundene Texte oder Erlauterungen
kénnen abweichend von Abs. 1 durch Auslegung in einem Dienstgebaude der Kreis-
verwaltung zur Einsicht fur jeden Menschen wéahrend der Dienstzeit bekannt gemacht
werden. In diesem Fall ist auf Gegenstand, Ort (Gebaude und Raum), Frist und Zeit
der Auslegung spatestens am Tage vor Beginn der Auslegung durch 6ffentliche Be-
kanntmachung in der Form des Abs. 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist betragt min-
destens sieben volle Werktage. Besteht an dienstfreien Werktagen keine Moglichkeit
der Einsichtnahme, so ist die Auslegungsfrist so festzusetzen, dass an mindestens
sieben Tagen Einsicht genommen werden kann.

(3) Soweit durch Rechtsvorschrift eine offentliche Auslegung vorgeschrieben ist, und
diese Rechtsvorschrift hierfur keine besonderen Bestimmungen enthalt, gilt Abs. 2 ent-
sprechend.

(4) Kann wegen eines Naturereignisses oder wegen anderer besonderer Umstande
die in der Hauptsatzung vorgeschriebene Bekanntmachungsform nicht angewandt
werden, so kann in unaufschiebbaren Féllen die offentliche Bekanntmachung durch
offentlichen Ausruf, durch Aushang (Anschlag) oder in anderer eine ausreichende Un-
terrichtung der Einwohner*innen gewahrleistenden Form erfolgen. Die Bekanntma-
chung ist unverziglich nach Beseitigung des Hindernisses in der vorgeschriebenen
Form nachzuholen, wenn nicht der Inhalt der Bekanntmachung durch Zeitablauf ge-
genstandslos geworden ist.

(5) Veroffentlichungen von Allgemeinverfigungen nach 8 1 Abs. 1 Landesverwaltungs-
verfahrensgesetz in Verbindung mit § 35 S. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz erfolgen
im elektronischen Amtsblatt des Rhein-Lahn-Kreises.

(6) Die offentliche Zustellung von Verwaltungsakten nach § 1 Landesverwaltungsver-
fahrensgesetz in Verbindung mit § 10 Abs. 2 Verwaltungszustellungsgesetz erfolgt
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durch Aushang im Eingangsbereich der Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises, In-
sel Silberau 1, 56130 Bad Ems und Bekanntmachung einer Benachrichtigung auf der
Homepage des Rhein-Lahn-Kreises. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der
Verwaltungsakt und seine Begrindung eingesehen werden kdnnen.

§ 2 Einladungsfristen?

Die Fristen fur die Einladung des Kreistages und der Ausschiisse bestimmen sich nach § 27
Absatz 3 der Landkreisordnung.

8§ 3 Ausschusse des Kreistages

(1) Der Kreisausschuss hat 14 Mitglieder und stellvertretende Personen. Er wird aus
der Mitte des Kreistages gebildet.

(2) Der Kreistag kann neben dem Kreisausschuss fur bestimmte Aufgabenbereiche
zur Vorbereitung seiner Beschlisse oder zur abschliel3enden Entscheidung weitere
Ausschusse bilden.

(3) Soweit gesetzlich nichts anderes geregelt ist, bestimmt der Kreistag die Mitglieder-
zahl und die Zusammensetzung der Ausschisse unter Einhaltung der Regelungen des
§ 37 Landkreisordnung durch Beschluss.

(4) Der Kreistag bestimmt das Nahere tber die Aufgaben der einzelnen Ausschiisse,
soweit nicht bereits gesetzliche Regelungen getroffen wurden.

! Geandert aufgrund Artikel 1 der Anderungssatzung vom 09.12.2024
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§ 4 Altestenrat

Der Altestenrat setzt sich aus den Vorsitzenden der Fraktionen und aller im Kreistag
vertretenen Gruppen ohne Fraktionsstatus, den Kreisbeigeordneten und der Landréa-
tin, dem Landrat zusammen. Er wird in beratender Funktion von der Landratin oder
dem Landrat einberufen. Fur Sitzungen des Altestenrates wird eine Aufwandsentscha-
digung nach § 10 gewahrt.

§ 5 Ubertragung von Aufgaben des Kreistages auf Ausschiisse

(1) Folgende Aufgaben des Kreistages werden zur Beschlussfassung dem Kreisaus-
schuss Ubertragen:

1. Die Vergabe von Auftragen, die Gewahrung von Zuschiissen, die Ubertragung von
Erméchtigungen gem. 8 17 Abs. 5 Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) und
sonstige Entscheidungen im Zusammenhang mit der Ausfiihrung des Haushaltspla-
nes, soweit nicht ein sonstiger Ausschuss vom Kreistag damit beauftragt ist oder so-
weit nicht die Landrétin oder der Landrat kraft Gesetzes oder aufgrund 8§ 6 der Haupt-
satzung zustandig ist.

2. Die Zustimmung zum Abschluss von Vertragen mit Wirkung fir und gegen den Kreis
sowie die Vergabe von Auftragen tber Lieferungen und Leistungen, soweit haushalts-
rechtlich Mittel zur Verfiigung stehen und es sich nicht um ein Geschéft der laufenden
Verwaltung handelt.

3. Die Verfugung tber Kreisvermdgen sowie die Hingabe von Darlehen des Landkrei-
ses bis zu einer Wertgrenze von 100.000 Euro, soweit es sich nicht um ein Geschatft
der laufenden Verwaltung handelt.

4. Die Zustimmung zur Leistung erheblicher Uberplanmafiger und aul3erplanmafiiger
Aufwendungen/ Auszahlungen bis zu 200.000 Euro im Einzelfall, soweit es sich nicht
um ein Geschéft der laufenden Verwaltung handelt.

5. Die Zustimmung zur unbefristeten Niederschlagung falliger Anspriiche von uber
20.000 Euro im Einzelfall, soweit es sich nicht um ein Geschéft der laufenden Verwal-
tung handelt.

6. Die Zustimmung zum Erlass/Teilerlass und zum Vergleich falliger Anspriiche bis zu
125.000 Euro im Einzelfall, soweit es sich nicht um ein Geschaft der laufenden Ver-
waltung handelt
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7. Die Genehmigung von Vertragen des Landkreises mit der Landrétin oder dem Land-
rat, den Kreisbeigeordneten und der leitenden staatlichen (Beamtin bzw. dem leiten-
den staatlichen Beamten) bis zu einer Wertgrenze von 10.000 Euro.

8. Die Abgabe von Stellungnahmen zu planerischen, raumordnerischen und sonstigen
Angelegenheiten des Kreises, soweit nicht wegen der Bedeutung des Falles eine Ent-
scheidung des Kreistages geboten ist.

9. Die Festlegung von Richtlinien Uber die Art und Form der Zuschussgewahrung im
Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel.

10. Die Entscheidung uber die Vermittlung und die Annahme von Sponsoringleistun-
gen, Spenden, Schenkungen und ahnlichen Zuwendungen gemaf 8 58 Abs. 3 Land-
kreisordnung.

11. Die Zustimmung zur Ernennung der Beamtinnen und Beamten ab dem dritten Ein-
stiegsamt sowie die Entlassung von verbeamteten Personen auf Probe dieser Lauf-
bahngruppen gegen deren Willen. Fir verbeamtete Personen des Eigenbetriebs Ab-
fallwirtschaft ist nach den Bestimmungen der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung
die Zustimmung des Werksausschusses erforderlich.

12. Die Zustimmung zur Einstellung und Eingruppierung ab dem dritten Einstiegsamt
vergleichbaren Beschéftigten sowie zur Kiindigung gegen deren Willen. Fur Beschaf-
tigte des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft ist nach den Bestimmungen der Eigenbetriebs-
und Anstaltsverordnung die Zustimmung Werksausschusses erforderlich.

13. Die Entscheidung Uber Antrage auf Hinausschiebung des Ruhestandsbeginns, so-
weit nicht der Werkausschuss gemaf3 den Bestimmungen der Eigenbetriebs- und An-
staltsverordnung zustandig ist.

14. Die Zustandigkeiten des Kreistages nach den 88 74, 75 Landespersonalvertre-
tungsgesetz in der jeweils glltigen Fassung.

15. Die Entscheidung Uber die ihm durch besondere Rechtsvorschriften Gbertragenen
Angelegenheiten.

(2) Dem Kreisausschuss obliegt die Vorberatung der Beschlisse des Kreistages, so-
weit die Angelegenheit nicht in den Aufgabenbereich eines anderen Ausschusses fallt.
Die Zustandigkeiten der Landratin oder des Landrats und des Kreisvorstandes gemarf
Landkreisordnung bleiben unberihrt.
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(3) Der Kreistag kann unter Beachtung des § 25 Abs. 2 der Landkreisordnung die Be-
schlussfassung auch Uber sonstige Aufgaben Ausschiissen lbertragen; seine Rechte
nach 8 37 Abs. 3 der Landkreisordnung bleiben unberihrt.

8 6 Umschreibung des Begriffs der laufenden Verwaltung

Zur laufenden Verwaltung gemaR 8§ 41 Abs. 1 S. 3 Nr. 3 Landkreisordnung z&hlen
insbesondere die regelmaRig wiederkehrenden Angelegenheiten, die nach feststehen-
den Grundsatzen zu erledigen sind.

Nachstehende Geschafte gehdren unter Beachtung der geltenden Rechtsgrundséatze
im Regelfall zur laufenden Verwaltung:

1. Die Erfullung gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen.

2. Im Rahmen der im Haushaltsplan festgelegten Zweckbindung der Abschluss von
Vertragen mit Wirkung fiir und gegen den Kreis sowie die Vergabe von Auftragen
Uber Lieferungen und Leistungen bis zu einem geschatzten Auftragswert in Hohe von
150.000 Euro.

Auftragsvergaben, die den vorgenannten Betrag Uberschreiten, darf der Landrat nur
vornehmen, wenn
e ausreichend Haushaltsmittel zur Verfugung stehen,
e vorher eine beschrankte oder 6ffentliche Ausschreibung erfolgt ist,
e keine Zweifel am Ergebnis der Ausschreibung bestehen,
e das wirtschaftliche Angebot nicht mehr als 20 % Uber der Kostenschatzung
liegt und
e der Kreisausschuss ihn in Kenntnis einer Leistungsbeschreibung und Kosten-
berechnung im Einzelfall zuvor durch Beschluss erméchtigt hat.

Die Mitglieder des Kreisausschusses sind Uber entsprechende Vergaben jeweils in
der auf die Auftragsvergabe folgenden Sitzung des Gremiums zu informieren. Die
speziellen Regelungen fir den Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bleiben unberihrt.

3. Die Verfuigung uber Kreisvermoégen bis zu einer Grenze von 20.000 Euro Restbuch-
wert.

4. Die Zustimmung zur Leistung unerheblicher Gber- und aul3erplanmafliger Aufwen-
dungen und Auszahlungen. Bei freiwilligen Aufwendungen und Auszahlungen gilt ein
Betrag von bis 3.000 Euro, bei Pflichtaufwendungen und Pflichtauszahlungen ein Be-
trag von bis zu 40.000 Euro als unerheblich.
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5. Die befristete Niederschlagung falliger Anspriiche in unbegrenzter Hohe und die
unbefristete Niederschlagung falliger Anspriiche bis zu 20.000 Euro im Einzelfall.

6. Der Erlass/Teilerlass und der Vergleich falliger Anspriiche bis zu 15.000 Euro im
Einzelfall.

7. Die Aufnahme von Krediten bei Bedarf im Rahmen der in der Haushaltssatzung
festgesetzten Hochstbetrage. Dies gilt auch fur die Aufnahme von Darlehen bei Pro-
longationen und Umschuldungen von bestehenden Darlehen nach Ablauf der Zinsbin-
dungsfrist sowie zinsderivate Geschéafte. Der Kreisausschuss ist hierliber entspre-
chend zu informieren.

8. Fur die Geschafte der laufenden Verwaltung des Eigenbetriebs Abfallwirtschaft gel-
ten die Vorgaben der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung.

8§ 7 Kreisbeigeordnete

Der Landkreis hat drei ehrenamtliche Kreisbeigeordnete.

8 8 Geschaéftsbereiche

Fur die Verwaltung des Landkreises wird die Zahl der Geschéftsbereiche fir die Land-
ratin bzw. den Landrat und die leitende staatliche Beamtin oder den leitenden staatli-
chen Beamten auf zwei festgesetzt.

8 9 Aufwandsentschéadigung der Mitglieder des Kreistages

(1) Zur Abgeltung der notwendigen baren Auslagen und der sonstigen personlichen
Aufwendungen erhalten die Kreistagsmitglieder fur die Teilnahme an Sitzungen des
Kreistages eine Entschadigung nach Mal3gabe der Absétze 2 bis 6.

(2) Die Entschadigung wird gewahrt in Form eines monatlichen Grundbetrages in Hohe
von 40 Euro und in Form eines Sitzungsgeldes in H6he von 70 Euro.

Abweichend hiervon erhalten Fraktionsvorsitzende monatlich einen Grundbetrag in
Hohe von 80 Euro und der/die stellvertretende Faktionsvorsitzende einen Grundbetrag
in Hohe von 60 Euro. Der erhdhte Betrag wird jeweils nur an eine Person ausgezahlt.
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Der Jahresbetrag des monatlichen Grundbetrages wird um 50 % gektrzt, wenn das
Kreistagsmitglied an mindestens der Halfte der in diesem Jahr stattgefundenen Kreis-
tagssitzungen ohne triftigen Grund nicht teilgenommen hat oder von der Teilnahme
ausgeschlossen war; der Grund des Fehlens ist der Verwaltung mitzuteilen.

(3) Neben der Aufwandsentschadigung nach Absatz 2 werden die notwendigen Fahr-
kosten fur Fahrten zwischen Wohnort und Sitzungsort durch Ersatz der entstandenen
Fahrkosten pauschal erstattet; soweit eigene Fahrzeuge benutzt werden, erfolgt Fahr-
geldvergitung nach den Satzen flr anerkannt privateigene Kraftfahrzeuge entspre-
chend den Mal3gaben des Landesreisekostengesetzes.

(4) Neben einer Entschadigung nach Abs. 2 wird nachgewiesener Lohnausfall in voller
Hohe ersetzt; er umfasst auch die entgangenen tarifvertraglichen und freiwilligen Ar-
beitgeberleistungen sowie den Arbeitgeber*innenanteil zu den gesetzlichen Sozialver-
sicherungsbeitragen. Glaubhaft versicherter Verdienstausfall wird auf Antrag in Form
eines Durchschnittssatzes in Héhe von 40 Euro pro Tag ersetzt. Personen, die Uber
ein Erwerbseinkommen nicht verfiigen, denen aber im hauslichen Bereich ein Nachteil
entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versaumter Arbeit oder die Inan-
spruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten einen Ausgleich in
Hohe von 40 Euro.

(5) Neben der Aufwandsentschadigung erhalten die Kreistagsmitglieder fur Dienstrei-
sen Reisekostenvergitung nach den Regelungen des Landesreisekostengesetzes.

(6) Bei Teilnahme an mehreren Sitzungen am gleichen Tage, die im engen raumlichen
und zeitlichen Zusammenhang stehen, wird nur ein Sitzungsgeld gewabhrt.

(7) Den Mitgliedern des Kreistages wird auch fur die Teilnahme an Sitzungen ihrer
Fraktion, die der Vorbereitung von Sitzungen des Kreistages oder seiner Ausschisse
dienen, eine Entschadigung nach Mal3gabe der Absatze 2, 3 und 6 gewahrt.

Das gilt auch fur die Mitglieder von Ausschiissen des Kreistages, die nicht Kreistags-
mitglieder sind und aus sachlichen Erwagungen zur Erérterung bestimmter Gegen-
stande an Kreistags- oder Fraktionssitzungen i. S. d. Abs. 7 teilnehmen.

(8) Pro Jahr darf fir 14 Fraktionssitzungen eine Entschadigung nach Absatz 7 bean-
tragt werden. Eine hohere Anzahl ist nur dann zuléassig, wenn das Zweifache der Zahl
der Kreistagssitzungen die v.g. Zahl Gberschreitet.

(9) Die Beitrage der Fraktionen und politischen Gruppierungen fur die Mitgliedschatft in
kommunalpolitischen Vereinigungen werden auf Nachweis erstattet.
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(10) Die Mitglieder des Kreistages erhalten einmalig innerhalb der Wahlperiode einen
Zuschuss in Hohe von 200 Euro fur die Beschaffung eines Endgerates, um das elekt-
ronische Ratsinformationssystem nutzen zu kdnnen. Der Zuschuss ist schriftlich unter
Beifigung einer Rechnung zu beantragen.

§ 10 Aufwandsentschéadigung fur Mitglieder von Ausschiissen

(1) Die Mitglieder des Kreisausschusses und die Mitglieder der weiteren Ausschiisse
des Kreistages erhalten fur die Teilnahme an Ausschusssitzungen eine Entschadigung
in Form eines Sitzungsgeldes in Hohe von 70 Euro.

(2) Die Mitglieder sonstiger Ausschisse und Beirate, zu deren Kostentragung der
Landkreis verpflichtet ist, erhalten eine Entschadigung nach Absatz 1, soweit durch
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist.

(3) Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des § 9 Abs. 3 bis 6 entsprechend. Die Ent-
schadigung fur die Teilnahme an Sitzungen der Fraktionen richtet sich nach § 9 Abs.
7 und 8.

(4) Die Beisitzer*innen des Kreiswahlausschusses erhalten ein Sitzungsgeld in Hohe
von 20 Euro. Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des § 9 Abs. 3 bis 6.

(5) Den vom Kreistag oder von den im Kreistag vertretenen politischen Gruppen be-
stimmten Vertreterinnen und Vertretern wird fur die Teilnahme an Sitzungen von Bei-
raten und Gremien, die nicht Ausschisse und Beirate des Kreistages sind, die notwen-
digen Fahrkosten fur Fahrten zwischen Wohnort und Sitzungsort im Sinne des 8§ 9
Absatz 3 erstattet.

§ 11 Entschéadigung fur Mitglieder des Beirates fur Migration und Integration

(1) Die Mitglieder des Beirats fur Migration und Integration erhalten fur die Teilnahme
an Sitzungen des Beirats eine Aufwandsentschadigung in Form eines Sitzungsgeldes
nach 8 9 Abs. 2; Gleiches gilt fur die von den Kreistagsfraktionen in den Beirat berufe-
nen Mitglieder.

(2) Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des § 9 Abs. 3 bis 6 entsprechend.

(3) Die bzw. der Vorsitzende des Beirats fur Migration und Integration erhélt zuséatzlich
eine besondere Entschadigung in Hohe von 50 Euro monatlich.
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§ 12 Aufwandsentschadigung der ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten

(1) Die ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten erhalten fir den Fall der Vertretung der
Landratin bzw. des Landrats eine Aufwandsentschadigung in Hohe des Hochstsatzes
nach der Landesverordnung tber die Aufwandsentschadigung fir kommunale Ehren-
amter (KomAEVO) in der jeweils geltenden Fassung. Die Aufwandsentschadigung
wird flr jeden Tag der Vertretung in Form eines Dreil3igstels des Monatsbetrages be-
rechnet.

(2) Ehrenamtliche Kreisbeigeordnete ohne Geschaftsbereich, die nicht Kreistagsmit-
glied sind und denen auch keine Aufwandsentschadigung nach Absatz 1 gewahrt wird,
erhalten eine Aufwandsentschadigung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 in Form eines monatli-
chen Grundbetrages und eines Sitzungsgeldes fir die Teilnahme an den Sitzungen
des Kreistages und der Ausschiisse. Das Gleiche gilt, wenn ehrenamtliche Kreisbei-
geordnete an Sitzungen des Kreisvorstandes, an Besprechungen mit der Landratin
bzw. dem Landrat (§ 41 Abs. 3 LKO), an Altestenratssitzungen oder an Fraktionssit-
zungen teilnehmen und ihnen hierfir keine Aufwandsentschadigung als Mitglied des
Kreistages oder nach Absatz 1 gewéahrt wird. Im Ubrigen gilt § 9 Abs. 6 entsprechend.
Der Zuschuss nach § 9 Absatz 10 steht auch den Kreisbeigeordneten zu.

(3) Ehrenamtliche Kreisbeigeordnete, denen gemal § 44 Abs. 2 Satz 6 LKO die Ver-
tretung des Landkreises bei Veranstaltungen tbertragen ist, wird eine Aufwandsent-
schadigung in Hohe des Sitzungsgeldes nach § 9 Abs. 2 gewahrt. Bei der Teilnahme
an mehreren Veranstaltungen an einem Tag darf die Hohe dieser Aufwandsentsché-
digungen ein Dreil3igstel des Monatsbetrages nach Abs. 1 nicht tbersteigen.

(4) Die nach den Absatzen 2 und 3 gewahrten Aufwandsentschadigungen dirfen in
der Summe pro Tag ein Dreil3igstel des Monatsbetrages nach Abs. 1 nicht Uberstei-
gen.

(5) Fur Dienstreisen erhalten die ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten Reisekostenver-
gUtung nach den Regelungen des Landesreisekostengesetzes.

(6) Die Fahrkosten fur Fahrten zwischen Wohnort und Dienstort sind nach MalRgabe
des Landesreisekostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung zu erstatten; soweit
eigene Fahrzeuge benutzt werden, erfolgt die Fahrkostenerstattung nach den Séatzen
fur anerkannte privateigene Kraftfahrzeuge.
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8 13 Dienstaufwandsentschadigung der Landratin/des Landrats

Die Landratin bzw. der Landrat erhalt eine Dienstaufwandsentschadigung in Hohe des
Hochstsatzes nach der Landeskommunalbesoldungsverordnung (LKomBesVO) in der
jeweils geltenden Fassung.

8 14 Aufwandsentschéadigung fur Feuerwehr- und Katastrophenschutz

(1) Die Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin bzw. der Brand- und Katastro-
phenschutzinspekteur ist hauptamtlich tatig und hat zwei Stellvertreter*innen, die je-
weils einen Teil der Aufgaben der Brand- und Katastrophenschutzinspekteurin bzw.
des Brand- und Katastrophenschutzinspekteurs regelmaflig wahrnehmen. Sie erhal-
ten hierfir eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe der Halfte der Summe,
die sich zusammensetzt aus

a) dem Grundbetrag in Hohe der fur die/den Brand- und Katastrophenschutzinspek-
teur*in in § 8 der Feuerwehr-Entschadigungsverordnung ausgewiesenen Mittelwertes,
zuzuglich

b) des dort vorgesehenen Zuschlags fur jede im Kreisgebiet aufgestellte 6rtliche Feu-
erwehreinheit und Werkfeuerwehr

Im Fall der vollen Vertretung der/des Brand- und Katastrophenschutzinspekteur*in wird
fur jeden Tag der Vertretung ein Dreil3igstel der Summe aus a) und b) gewahrt. Hierauf
ist die monatliche Aufwandsentschadigung nach Satz 2 anzurechnen.

(2) Die/der Kreisjugendfeuerwehrwart*in erhalt eine monatliche Aufwandsentschadi-
gung in Hohe des Mindestbetrages nach § 11 Abs. 2 der Feuerwehrentschadigungs-
verordnung zuzlglich des dort vorgesehenen Zuschlags fir jede im Kreisgebiet auf-
gestellte Jugendfeuerwehreinheit.

Die/der stellvertretende Kreisjugendfeuerwehrwart*in erhalt eine Aufwandsentschadi-
gung in Hohe der Halfte des fur die/den Kreisjugendfeuerwehrwart*in festgesetzten
Betrages.

(3) Die Kreisausbilder*sinnen erhalten eine Aufwandsentschadigung je Ausbildungs-
stunde in Hohe des in der Feuerwehr-Entschadigungsverordnung ausgewiesenen Sat-
zes.
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(4) Die/der Zugfuhrer*in und die/der stellvertretende Zugfihrer*in des Gefahrstoffzu-
ges erhalten jeweils eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe des in der Feu-
erwehr-Entschadigungsverordnung ausgewiesenen Hochstsatzes.

(5) Die Fuhrer*in den Teileinheiten des Gefahrstoffzuges erhalten eine Aufwandsent-
schadigung in Hohe der Halfte des Mittelwertes nach § 10 Abs. 2 und 3i.V. m. § 8
Abs. 2 der Feuerwehr-Entschadigungsverordnung.

(6) Die ehrenamtlichen Geratewart*innen fir die Chemikalien-Schutzanzugwerkstatt
erhalten eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe des Mindestsatzes der je-
weils in der Feuerwehr-Entschadigungsverordnung fur die Geratewarte (8 11 Abs. 4)
vorgesehen ist.

(7) Die/der Feuerwehrangehorige fur die Bedienung, Wartung und Pflege der Informa-
tions- und Kommunikationsmittel des Gefahrstoffzuges erhalt eine monatliche Auf-
wandsentschadigung in Hohe des Mindestsatzes der jeweils in der Feuerwehr-Ent-
schadigungsverordnung (811 Abs. 4) fir diese Funktion ausgewiesenen Mindest- und
Hochstsatze vorgesehen ist.

(8) Die/der Feuerwehrangehorige fur die Bedienung, Wartung und Pflege der Informa-
tions- und Kommunikationsmittel der sonstigen Katastrophenschutzeinheiten erhalt
eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe des Mittelwertes der jeweils in der
Feuerwehr-Entschadigungsverordnung fur diese Funktion ausgewiesenen Mindest-
und Hochstsatze.

(9) Die Leitenden Notarztinnen und Notarzte (LNA) erhalten eine monatliche Auf-
wandsentschadigung in Hohe von 125 Euro; fur die/den Leiter*in der LNA-Gruppe be-
tragt sie 150 Euro. Einsatze werden dartber hinaus mit einem Stundensatz in Hohe
von 60 Euro abgegolten.

(10) Die organisatorischen Leiter*innen erhalten eine monatliche Aufwandsentschadi-
gung in Hohe von 125 Euro.

(11) Der Verdienstausfall von selbststéandig Tatigen im Rahmen von Einsatzen und
Ubungen wird mit einem pauschalen Stundensatz von 50 Euro abgegolten.

(12) Die/der stellvertretende Sachbearbeiter*in S6 Information und Kommunikations-
planung der Technischen Einsatzleitung erhélt eine monatliche Aufwandsentschadi-
gung in Hohe des Mittelwertes der jeweils in der Feuerwehr-Entschadigungsverord-
nung fir diese Funktion ausgewiesenen Mindest- und Hochstsatze.

(13) Die Zugfuhrerinnen/Zugfihrer und die Stellvertreter/-innen der Waldbrandeinheit
und der Kreisbereitschaft erhalten eine Aufwandsentschadigung in Hohe der Halfte
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des Hochstsatzes nach 8 10 Abs. 2 und 3i. V. m. § 8 Abs. 2 der Feuerwehr-Entschéa-
digungsverordnung.

(14) Mitglieder der Technischen Einsatzleitung (TEL) und des Fuhrungsstabes erhal-
ten eine Aufwandsentschadigung in Hohe der jeweils aktuellen Entschadigung fir die
Kreisausbilder.

8 15 Aufwandsentschéadigung fir die Kreisjagdmeisterin/den Kreisjagdmeister

(1) Zur Abgeltung der mit der Wahrnehmung des Ehrenamts verbundenen notwendi-
gen baren Auslagen und der sonstigen personlichen Aufwendungen erhalt die/der
Kreisjagdmeister*in monatlich im Voraus eine Aufwandsentschadigung in Héhe von
300 Euro

(2) Neben der Aufwandsentschadigung erhalt die Kreisjagdmeisterin, der Kreisjagd-
meister fur Dienstreisen Reisekostenvergitung nach den Bestimmungen des Landes-
reisekostengesetzes in der jeweils geltenden Fassung.

§ 16 Aufwandsentschéadigung fur Patientenfirsprecher*innen
Patientenfiirsprecher*innen erhalten als Ersatz fir bare Auslagen eine Entschadigung
in H6he von monatlich 55 Euro.

§ 17 Aufwandsentschadigung fur Ehrenbeamt*innen im oOffentlichen Gesund-
heitsdienst

(1) Die Ehrenbeamt*innen im o6ffentlichen Gesundheitsdienst erhalten fur sonstige
Auslagen eine Aufwandsentschadigung auf der Grundlage des § 3 Abs. 2 S. 2 der
Landesverordnung Uber Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte des offentlichen Ge-
sundheitsdienstes in Hohe von stiindlich 50 Euro.

(2) Die Ehrenbeamt*innen erhalten Fahrkostenerstattung nach den Bestimmungen
des Landesreisekostengesetzes.

8 18 Aufwandsentschéadigung fur die/den Leiter*in des Kreismedienzentrums

(1) Die/der Leiter*in des Kreismedienzentrums des Rhein-Lahn-Kreises erhélt eine
monatliche Aufwandsentschadigung.
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(2) Der Gesamtbetrag der fur die Leitung des Kreismedienzentrums zu zahlenden Auf-
wandsentschadigung betragt maximal 210 Euro. Er wird entsprechend der jeweils fur
die Tatigkeit bei dem Kreismedienzentrum erbrachten durchschnittichen Wochenstun-
denzahl aufgeteilt.

(3) Die Aufwandsentschadigung ist jeweils monatlich im Voraus zu zahlen.

8 19 Erstattung von Barauslagen, Fahrtkosten und Zahlung einer Verpflegungs-
pauschale fur die/den kommunale(n) Beauftragte(n) fir Menschen mit Behinde-
rungen fur den Rhein-Lahn-Kreis

(1) Die/der Beauftragte fur Menschen mit Behinderungen arbeitet ehrenamtlich und
erhalt Ersatz fur die im Zusammenhang mit seiner Téatigkeit erforderlichen Barauslagen
sowie Fahrtkostenersatz in entsprechender Anwendung des Landesreisekostengeset-
zes (LRKG).

(2) Anstelle einer monatlichen Aufwandspauschale erhélt die/der Beauftragte, wenn
sie/er in Erfillung ihrer/seiner Aufgaben mindestens fiinf Stunden von ihrem/seinem
Wohnort abwesend ist, eine Verpflegungspauschale in Hohe der Halfte des Tagegel-
des nach 8 7 Abs. 1 S. 1 LRGK. Bei einer Abwesenheit von mindestens 12 bis 24
Stunden wird eine Verpflegungspauschale in voller Hohe des Tagegeldes nach § 7
Abs. 1 S. 1 LRGK gewahrt. Weitere Aufwandsentschadigungen werden nicht gewahrt.

§ 20 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft; gleich-
zeitig tritt die Hauptsatzung des Rhein-Lahn-Kreises vom 21. Juni 2021 in der Fassung
vom 27.03.2023 sowie alle Satzungen und sonstigen Beschlisse, die gleiche oder
entgegenstehende Regelungen enthalten, auRer Kraft.

Bad Ems, den 17.06.2024

gezeichnet

Jorg Denninghoff
Landrat
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Hinweis:

Gemal3 8§ 17 Abs. 6 Landkreisordnung (LKO) wird auf Folgendes hingewiesen:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der LKO o-
der auf Grund der LKO zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntma-
chung, als von Anfang an gultig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen Uber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, o-
der

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehérde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten gegeniber der Kreisverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der
die Verletzung begrtinden soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Stand 09.12.2024 Seite 16



	§ 1 Öffentliche Bekanntmachung
	§ 2 Einladungsfristen
	§ 3 Ausschüsse des Kreistages
	§ 4 Ältestenrat
	§ 5 Übertragung von Aufgaben des Kreistages auf Ausschüsse
	§ 6 Umschreibung des Begriffs der laufenden Verwaltung
	§ 7 Kreisbeigeordnete
	§ 8 Geschäftsbereiche
	§ 9 Aufwandsentschädigung der Mitglieder des Kreistages
	§ 10 Aufwandsentschädigung für Mitglieder von Ausschüssen
	§ 11 Entschädigung für Mitglieder des Beirates für Migration und Integration
	§ 12 Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen Kreisbeigeordneten
	§ 13 Dienstaufwandsentschädigung der Landrätin/des Landrats
	§ 14 Aufwandsentschädigung für Feuerwehr- und Katastrophenschutz
	§ 15 Aufwandsentschädigung für die Kreisjagdmeisterin/den Kreisjagdmeister
	§ 16 Aufwandsentschädigung für Patientenfürsprecher*innen
	§ 17 Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamt*innen im öffentlichen Gesundheitsdienst
	§ 18 Aufwandsentschädigung für die/den Leiter*in des Kreismedienzentrums
	§ 19 Erstattung von Barauslagen, Fahrtkosten und Zahlung einer Verpflegungspauschale für die/den kommunale(n) Beauftragte(n) für Menschen mit Behinderungen für den Rhein-Lahn-Kreis
	§ 20 Inkrafttreten

